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Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes   

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der Länderanhörung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes. Die Frist für Stellungnahmen in der 
Länderanhörung zum 06.05.2026 ist äußerst knapp bemessen. Von Seiten der saarländischen Lan-
desregierung kann daher nur zu dem für uns zentralen Thema Stellung genommen werden. 

Grundsätzlich halten wir eine Änderung des Wärmeplanungsgesetzes zum jetzigen Zeitpunkt für 
das falsche Signal an die Länder und Kommunen. Die optionale Einführung einer sogenannten klei-
nen Wärmeplanung für Kommunen unter 15.000 Einwohnern führt dazu, dass es landesweit zu ei-
nem Planungs-Flickenteppich kommen könnte. Die Mitteilung, dass die Bundesregierung eine bun-
desweit einheitliche Regelung schaffen möchte, trägt eben genau nicht, da sich jetzt jede Kommune 
eigenständig entscheiden kann, welchen Planungsweg sie beschreiten möchte. Das Saarland hat 
von der gesetzlichen Möglichkeit Gebrauch gemacht und die vereinfachte Wärmeplanung als Option 
für Kommunen unter 10.000 Einwohnern eingeführt. Die Länder werden nun keinen Einfluss darauf 
haben, ob für die deutlich höher liegende Schwelle von 15.000 Einwohnern eine wesentlich verkürzte 
Planung durchgeführt wird. Letztlich müssen die Länder mit den zu erwartenden uneinheitlichen 
Entscheidungen der kommunale Ebene in die Umsetzung der landesweiten Transformationspro-
zesse starten.  

Von den 52 Kommunen des Saarlandes fallen 28 unter die Schwelle der 15.000 Einwohner. Davon 
haben erfreulicherweise bereits zwölf die Kommunale Wärmeplanung abgeschlossen. Sechs Ge-
meinden werden für die Erstellung der Kommunalen Wärmeplanung noch über die 2023 ausgelau-
fene „Kommunalrichtlinie“ gefördert und können ihre Planung hoffentlich in Kürze ebenfalls abschlie-
ßen. Für diese kommt eine kleine Wärmeplanung nach unserer Bewertung nicht in Betracht.  

Fünf Kommunen befinden sich im Planungsprozess, sechs in der Vorplanung bzw. im Vergabepro-
zess für die Beauftragung des externen Planungsbüros. Die Ankündigung, dass das WPG novelliert 
wird, hat bei diesen Kommunen für entsprechende Verunsicherung und in Teilen auch Attentismus 
gesorgt.  
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Der Belastungsausgleich für die Erarbeitung der Kommunalen Wärmepläne wurde im Saarland ex-
tern aufwändig und entsprechend mit Kosten verbunden erarbeitet. Eine enge Abstimmung mit dem 
Saarländischen Städte- und Gemeindetag, dem Landkreistag sowie den Kommunen hat für einen 
sehr erfolgreichen und schnellen Gesetzgebungs- und Verordnungsprozess gesorgt. Diese Einigung 
wird nun ebenfalls aufgebrochen, da der Belastungsausgleich, der für die Jahre 2024 und 2025 in 
Tranchen bereits ausgezahlt wurde, neu berechnet und für die Kommunale Wärmeplanung deutlich 
gekürzt werden muss. Gegebenenfalls müssten Mittel von den betreffenden Kommunen rückgefor-
dert werden. Der Belastungsausgleich des Saarlandes enthält, neben den Mitteln für die Beauftra-
gung eines externen Büros und Mitteln für die internen Ausgaben der Verwaltung, Mittel für eine 
Stelle, die bei den Kommunen befristet eingerichtet werden kann. Das Saarländische Konnexitäts-
ausführungesetz wurde an dieser Stelle, wie erforderlich, vollumfänglich umgesetzt.  

Wir befinden uns zudem aktuell im Vergabeverfahren für eine Begleit-Informationskampagne zur 
Kommunalen Wärmeplanung in den saarländischen Städten und Gemeinden, um den Dialog mit 
den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Stakeholdern vor Ort unterstützen und die Nahtstelle zur 
Wärmewende „in den eigenen vier Wänden“ abdecken zu können. Das Vergabeverfahren bezieht 
sich auf die aktuellen gesetzlichen Voraussetzungen der Kommunalen Wärmeplanung.  

Aus Sicht des saarländischen Wirtschafts- und Energieministeriums tragen die von Ihrer Seite an-
geführten Argumente hinsichtlich einer Vereinfachung der Prozesse für Gemeinden unter 15.000 
Einwohnern zudem nicht. Die Kommunale Wärmeplanung soll die Gesellschaft und Unternehmen 
vor Ort mitnehmen, soll für Transparenz in der Wärmewende und eine belastbare Planungsgrund-
lage sorgen. Dies kann nur erreicht werden, wenn der Stellenwert der Kommunalen Wärmeplanung 
nicht untergraben, sondern in allen Kommunen relativ gleichwertig umgesetzt wird. Die Vereinfachte 
Wärmeplanung kann dies aus unserer Sicht leisten und zudem „echte“ kleine Kommunen an den 
richtigen Stellen entlasten. Nur bei landesweit gleichen Voraussetzungen sind zudem Konvoi-Ver-
fahren und eine Zusammenarbeit über (größenunabhängige) Gemeindegrenzen hinweg möglich, 
auch mit Blick auf die Fortschreibungen ab 2028.  

Die geplante Änderung, wonach eine Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärme-
versorgungsgebiete grundsätzlich nicht mehr erforderlich sein und stattdessen das beplante Gebiet 
in der Regel als Gebiet für die dezentrale Wärmeversorgung dargestellt werden soll, trägt für die 
räumlichen Voraussetzungen des Saarlandes nicht und stellt die Kommunale Wärmeplanung aus 
unserer Sicht insgesamt in Frage.   

Ob und gegebenenfalls wie umfänglich Änderungen des Saarländischen Wärmeplanungsumset-
zungsgesetzes und der Verordnung zum Belastungsausgleich erforderlich wären, prüfen wir aktuell.  

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. Henrike Jacob 


